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1 Präambel 

Beteiligte im Sinne dieses Letter of Intent (LoI) sind die Landeshauptstadt Kiel (LHK) und die 

Bundesrepublik Deutschland (Bund), vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung 

(BMVg), zusammen mit der Marine und dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 

Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) sowie die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

(BImA).  

Hintergrund des LoI ist die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen im Gebiet der LHK zum 

Erreichen einer leistungsfähigen maritimen Sicherheits- und Verteidigungsarchitektur. 

Dies ist notwendig, da sich angesichts der weltweit veränderten sicherheitspolitischen 

Lage - insbesondere seit Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine – die 

Anforderungen an die Landes- und Bündnisverteidigung grundlegend gewandelt haben. 

Deutschland hat darauf mit der unabdingbaren Absicht reagiert, die gesamtstaatliche und 

gesellschaftliche Resilienz Deutschlands zu steigern, die Fähigkeiten der Bundeswehr (Bw) 

auszubauen und so bestehende sowie erhöhte Bündnisverpflichtungen verlässlich erfüllen zu 

können. Daraus folgt ein dringender Bedarf, logistische sowie operative Kapazitäten zu stärken 

und die hierfür zwingend erforderliche militärische Infrastruktur zukunftsfähig zu erweitern. 

Dieser LoI dient den Beteiligten als Dokumentation des hergestellten gemeinsamen 

Verständnisses mit dem Ziel, auf Grundlage eines kooperativen Vorgehens zeitnah tragfähige 

Lösungen zu erarbeiten, die sowohl den sicherheits- und verteidigungspolitischen 

Erfordernissen als auch den städtebaulichen Zielen der LHK gerecht werden. Zudem gilt es, die 

Belange Dritter angemessen zu berücksichtigen. 

Der LoI begründet nach dem Willen aller Beteiligten derzeitig noch keinerlei rechtliche 

Verpflichtungen. Den Beteiligten ist bekannt, dass aus diesem LoI und den einhergehenden 

Verhandlungen kein Anspruch auf Abschluss, Änderung oder Beendigung eines Vertrages oder 

auf Herleitung etwaiger Ansprüche im Zusammenhang mit einem solchen Vertrag erwächst. 

Sämtliche vertraglichen und ggfs. vorvertraglichen Verpflichtungen bemessen sich 

ausschließlich nach Maßgabe gesonderter schriftlicher Vereinbarungen bzw. Erklärungen im 

Verhältnis der hieran Beteiligten.  

Die Beteiligten bekennen sich jedoch ausdrücklich zu den Inhalten dieses LoI, insbesondere zu 

den skizzierten Lösungsansätzen, und bekunden ihre Absicht, die Umsetzung der skizzierten 

Lösungen zur weitestgehenden Erreichung der verteidigungspolitischen und städtebaulichen 

Ziele herbeizuführen. Eine detaillierte Festlegung von Einzelmaßnahmen ist nicht das Ziel des 

LoI. Sofern einem der Beteiligten Hinderungsgründe bekannt werden, die einer Umsetzung der 

skizzierten Lösungen entgegenstehen oder diese gefährden, erfolgt eine sofortige und 

umfassende Information aller Beteiligten.  

Sollten einzelne Lösungsansätze dieses LoI unwirksam oder undurchführbar sein, bleibt die 

grundsätzliche Intention dieses LoI davon unberührt. Die undurchführbaren oder in der späteren 
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Nachbetrachtungen unwirksamen Einzelpunkte werden im Sinne einer gemeinsamen 

Zielerreichung von den Beteiligten erneut betrachtet. 

2 Rollenverständnis und Beiträge der Beteiligten 

2.1 Zugrundeliegender Sachverhalt 

Die Beteiligten sind untereinander im Kontext des LoI wie folgt verbunden:  

Die LHK beabsichtigte auf ehemals militärischen Flächen in Holtenau Ost einen neuen Stadtteil 

zu entwickeln. Dazu hat sie nach langjähriger Vorbereitung Ende 2020 das ehem. MFG-5-Areal 

(Sanierungsgebiet Holtenau Ost) von der BImA zum entwicklungsunbeeinflussten Anfangswert 

nach §§ 153 ff. BauGB erworben.  

Die Bw plant in diesem Bereich aufgrund des beabsichtigten Aufwuchses der Marine die 

Reaktivierung einer militärischen Nutzung. Deshalb ist der Erwerb der vorher veräußerten 

Fläche zwingend. Ziel ist die Stationierung eines land-, see- und luftbeweglichen 

Marineinfanterieverbandes einschließlich der eigenen Land- und Seemobilität. Die hierfür 

notwendige Schaffung bedarfsgerechter Infrastruktur, unter Berücksichtigung der 

Anforderungen an die militärische Sicherheit wirkt sich auf die zuvor genannten städtebaulichen 

Absichten der LHK aus. Durch die Marine wurden verschiedene Varianten für eine erneute 

militärische Nutzung untersucht. Einvernehmlich wurde im Standortdialog die Umsetzung einer 

Variante festgelegt, die der LHK die weitere Realisierung von Wohnraum im Süden des Gebiets 

ermöglicht. 

Der Marinestützpunkt Kiel soll neben einem Aufwuchs der bereits hier stationierten Verbände 

insbesondere logistisch aufwachsen, um den erweiterten militärischen Bedarfen zu 

entsprechen. Im Bereich des Stadtteils Kiel Wik, der sich an den Marinestützpunkt Kiel 

anschließt, beabsichtigt der Bund deshalb eine Flächenerweiterung für Zwecke der Landes- und 

Bündnisverteidigung. Davon betroffen sind auch Flächen weiterer Bundesdienststellen, 

städtische Flächen sowie gegebenenfalls Flächen Dritter, auf die die LHK keinen Einfluss hat. 

Wenn Klarheit darüber besteht, welche Flächen zwingend zur Bedarfsdeckung benötigt werden, 

wird der Bund die dafür notwendigen Gespräche initiieren und für einen angemessenen 

Ausgleich sorgen. Die Anlagen 1.1 und 1.2 zeigen die bisher mit der LHK besprochenen Flächen 

in Holtenau Ost und in der Wik, die der Entscheidungsbefugnis der LHK oder dem Bund 

unterliegen und zwingend für militärische Bedarfe benötigt werden (hellbraun und gelb). 

Die in der Anlage 1.2 hellgrün dargestellten Flächen beziehen sich auf mögliche weitere Flächen 

Dritter, ergänzend zu den städtischen Flächen, die eventuell für die weitere Bedarfsdeckung des 

Bundes benötigt werden, aber außerhalb der Entscheidungsbefugnis der LHK liegen. Im Sinne 

einer größtmöglichen Transparenz werden in der Anlage 1.2 auch diese Flächen dargestellt, die 

möglicherweise für eine Bedarfsdeckung benötigt werden könnten. Eine Entscheidung darüber 

ist erst im Rahmen der Feinausplanung möglich. Die dann notwendigen Gespräche mit den 

Betroffenen werden unverzüglich durch den Bund geführt, wenn belastbare Ergebnisse zur 

notwendigen Bedarfsdeckung vorliegen. In einem separaten Prozess wird in enger Abstimmung 

mit der LHK das Thema Straßenführung (blau dargestellt) thematisiert. 
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Die bestehenden Miet-, Pacht- sowie andere bindende Verträge auf der vom Bund begehrten 

Fläche in Holtenau Ost gehen mit dem Eigentumswechsel auf den Bund über. Eine Verlängerung 

ablaufender Verträge erfolgt durch die LHK nur in Abstimmung mit dem Bund.   

Sämtliche Kauf- und Verkaufsverhandlungen werden nach der Beauftragung zur 

Landbeschaffung durch die BImA geführt. Im Rahmen der ihr zugewiesenen Aufgaben vertritt 

die BImA auch die Interessen anderer am Standort Kiel befindlicher Bundesdienststellen. 

2.2 Interessenslage und Einzelbeiträge der Beteiligten 

2.2.1 Landeshauptstadt Kiel  

Die bisherige Planung der LHK sah in Holtenau Ost die Entwicklung eines neuen Stadtteils 

vor, in dem Arbeit, Wohnen, Kultur und Natur im Kieler Norden auf nachhaltige und 

innovative Weise verbunden werden sollten. Geplant waren dabei u. a. 2.250 

Wohneinheiten, 19 Hektar Gewerbeflächen, soziale Infrastruktur, eine zweite äußere 

Erschließung von der B503, eine Wegeverbindung zwischen den Stadtteilen Holtenau und 

Pries-Friedrichsort für den Fuß- und Radverkehr, eine Erschließung und Durchwegung mit 

einem ÖPNV-System (Stadtbahn) auf eigener Trasse sowie rund zwei Kilometer öffentliche 

Uferpromenade und weitere Erholungsflächen.  

Diese Planungen sind aufgrund der notwendigen militärischen Bedarfsdeckung in Holtenau 

Ost in dieser Form nicht mehr umsetzbar.  

Aus Sicht der LHK ergibt sich deshalb folgende Erwartungshaltung gegenüber dem 

Bund/ Land in Bezug auf Holtenau Ost: 

• Bereitstellung von Ersatzflächen für die Wohnraumentwicklung in vergleichbarer 

Größenordnung, 

• Sicherstellung von Ersatzflächen für die Gewerbeentwicklung an anderer Stelle im 

Stadtgebiet/ interkommunal, 

• Sicherstellung und Finanzierung einer Wegeverbindung für den Fuß- und Radverkehr 

zwischen Holtenau Ost und Pries-Friedrichsort, ausbaufähig für den ÖPNV,  

• Sicherstellung der Nutzbarkeit des Industriegleises zum StrandOrt außerhalb des 

militärischen Bereichs, 

• Realisierung und Mitfinanzierung einer zweiten äußeren Erschließung des Geländes über 

die B503, 

• Realisierung und Finanzierung einer Erschließung zur Fläche Boelckestraße Süd (reine 

Bundeswehrnutzung), 

• Bereitstellung von Ersatzflächen für den Wegfall bisheriger Flächen der öffentlichen 

Freizeit- und Erholungsnutzungen, 
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• Bestmöglicher Erhalt des historisch alten Waldstandortes in Holtenau Ost (Alter 

>200 Jahre) im Sinne des MELUND-Erlasses 2018, 

• Ersatz für den bisher verlorenen Projektaufwand, 

• Kompensation der ideellen/ strukturpolitischen Nachteile durch den Verlust des 

Zukunftsquartiers,  

• Unterstützung zum Erhalt bereits bewilligter und geplanter Städtebaufördermittel für die 

LHK,  

• Unterstützung im Hinblick auf die Ersatzunterbringung von Geflüchteten, da eine 

uneingeschränkte militärische Nutzung des MFG-5-Areals nur möglich ist, wenn die 

bisher auf diesem Areal untergebrachten Geflüchteten an anderer Stelle untergebracht 

werden, 

• Unterstützung bei der jährlichen Fördermittelzuteilung zur sozialen 

Wohnraumförderung (> 400 WE/a). 

Auch die städtischen Planungen zur Wik werden sich durch die künftigen militärischen 

Bedarfe nicht mehr wie geplant umsetzen lassen. Unmittelbar betroffen von den Planungen 

der Bw ist die vom Rat beschlossene Rahmenplanung „Kiel-Wik Marinequartier“, die als 

grünes Rückgrat des Stadtteils den Schleusenpark – kommend vom Anschar-Park bis hin zum 

Aussichtspunkt „Wiker Balkon“ oberhalb der Schleusen - vorsah. Diese städtebauliche 

Zielsetzung, die Bestandteil des bisherigen Stadtteilentwicklungskonzeptes war, ist in dieser 

Form nicht mehr umsetzbar.  

Mit der nun geplanten militärischen Nutzung wird die bisher als Grünverbindung 

vorgesehene Fläche für die Bedarfsdeckung von Logistikflächen unterbrochen. Aus 

militärischen Sicherheitsgründen ist eine gemeinsame Nutzung nicht möglich. 

Darüber hinaus führt diese Nutzungsänderung zu notwendigen Anpassungen der Planungen 

für Verkehrsinfrastruktur.  

Aus Sicht der LHK ergibt sich deshalb folgende Erwartungshaltung gegenüber dem Bund in 

Bezug auf Kiel Wik: 

• Ersatz des verlorenen Projektaufwands, 

• Bereitstellung von Ersatzflächen für die entfallenden Freizeit- und Erholungsflächen bzw. 

deren Funktionen, 

• Arrondierung des bisherigen Flächenumgriffs, um die Nutzung und Zuständigkeit für 

bestehende Infrastruktur sinnvoll zu regeln,  

• abhängig vom noch nicht abschließend festgelegten Flächenumgriff und der sich daraus 

ergebenden Erschließung, Übernahme der Kosten, die sich aus diesen erforderlichen 

Umverlegungen der Leitungs- und Straßeninfrastruktur ergeben würden. 
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2.2.2 Marine 

In Eckernförde sind gegenwärtig das 1. Ubootgeschwader, das Kommando Spezialkräfte der 

Marine und das Seebataillon stationiert. Alle drei Verbände wachsen in den nächsten Jahren 

personell und materiell auf. Der Bedarf an Unterkunfts-, Ausbildungs- und 

Lagereinrichtungen steigt ebenso wie der Bedarf an Pierliegeplätzen. Der neue Wehrdienst 

erfordert weitere Kapazitäten. Damit ist das unveränderte Verbleiben aller am Standort 

Eckernförde verorteten Dienststellen unmöglich. Angesichts der Voraussetzungen für 

Betrieb und Ausbildung und den damit benötigten Einrichtungen kommt einzig das 

Seebataillon für die Verlegung an einen anderen Standort in Betracht. Das MFG-5-Areal 

bietet sich zur Bedarfsdeckung an. Der dafür notwendige Flächenumgriff ist in der Anlage 1.1 

dargestellt.  

Der Marinestützpunkt Kiel, mit direktem Zugang zum Nord-Ostsee-Kanal, ist von 

herausgehobener Bedeutung für die Marine. Die bisher vorhandenen Einrichtungen werden 

den nunmehr gestiegenen Bedarfen nicht mehr gerecht. Neben der Modernisierung bzw. 

Erneuerung der bereits vorhandenen Infrastruktur besteht Bedarf zur Erweiterung in den 

Dimensionen Land und Wasser. Der Aufwuchs der in der Wik stationierten Verbände bedingt 

die Aufnahme von zusätzlichem Personal, Material und größeren schwimmenden Einheiten 

sowie einen logistischen Aufwuchs. Die Aufnahme von größeren Schiffen und Booten sowie 

die Bereitstellung von Liegeplätzen für Einheiten, die in Kiel versorgt werden müssen, 

erfordern zusätzliche Wasserflächen und Liegeplätze. Das Kasernengelände muss deshalb im 

Bereich der Logistikflächen und darüber hinaus um Flächen für die Aufnahme von Personal 

erweitert werden. Dazu bedarf es einer Einigung mit der Wasserstraßen- und 

Schifffahrtsverwaltung (WSV) in Kiel hinsichtlich der Festlegung der Wegerechte zur 

Nordmole unter Beachtung der Militärischen Sicherheitsbereiche (MSB) und gegebenenfalls 

ein Ankauf weiterer Flächen der WSV in Kiel Wik.  

Die Anlage 1.2 zeigt den bisherigen und zukünftigen Flächenumgriff. Vor dem Hintergrund 

des zu erwartenden Aufwuchses wurden durch den Bund weitere Flächen im Bereich der 

Wik betrachtet. Soweit sich diese zusätzlichen Flächen im Besitz Dritter befinden, wird der 

Bund - nach Finalisierung der Untersuchungen - die Abstimmungen mit den betroffenen 

Dritten, soweit bisher noch nicht erfolgt, aufnehmen.  

2.2.3 Landeskommando Schleswig-Holstein  

Das Landeskommando Schleswig-Holstein (LKdo SH) nimmt die Aufgaben als oberste 

territoriale Kommandobehörde der Bw in Schleswig-Holstein wahr. 

In der Umsetzung des Operationsplans Deutschland (GEHEIM eingestuft) werden Aspekte 

der Verkehrsinfrastruktur zur weiteren Steigerung der Resilienz zu prüfen sein. Im Fokus 

steht hierbei das Militärstraßengrundnetz (MSGN).  

Insoweit die LHK die (Mit-)Finanzierungsmöglichkeit von Infrastrukturmaßnahmen durch 

den Bund anregt, stützt sich der Geschäftsbereich des BMVg grundsätzlich auf die 

Verkehrsinfrastruktur des Bundes, der Länder und der Kommunen ab. So dürfen nur über 



-öffentlich- 

8 

die vorhandene Infrastruktur hinausgehende militärische Forderungen/ Bedarfe (mit-) 

finanziert werden (Zivile Infrastruktur von militärischem Interesse (ZIMI)).  

Inwieweit vorgeschlagene Verkehrsinfrastrukturprojekte der LHK durch den Bund, bspw. im 

Rahmen von ZIMI-Projekten, mitfinanziert werden können, bedarf der dezidierten Definition 

des militärischen (Zusatz-) Bedarfs durch die zuständigen Stellen. Zur gemeinsamen 

Zielerreichung sagt das LKdo SH der LHK zu, bei der Einsteuerung und Realisierung von ZIMI-

Maßnahmen zu unterstützen. Darüber hinaus unterstützt das LKdo SH auch im Hinblick auf 

erforderliche Abstimmungen mit dem Bundesverkehrsministerium (BMV), sofern sich dies 

aus Forderungen aus dem MSGN ergibt. 

Die LHK ist aufgrund ihrer strategischen Lage und vor dem Hintergrund des Aufwuchses der 

Bw in Holtenau Ost und in Kiel Wik hinsichtlich umzusetzender ZIMI-Maßnahmen und 

Baumaßnahmen aus dem MSGN detailliert zu betrachten. Die zu erwartende Vielzahl an 

notwendigen Baumaßnahmen kann daher nicht im Rahmen dieses LoI in der dafür 

notwendigen Tiefe betrachtet und bewertet werden. Diese haben Anspruch auf eine 

umfassende Untersuchung in den Regelverfahren, welche durch die zuständigen Ministerien 

festgelegt wurden. Deshalb wird dazu eine entsprechende Unterarbeitsgruppe eingerichtet.  

2.2.4 BAIUDBw Kompetenzzentrum Baumanagement Kiel 

Das BAIUDBw Kompetenzzentrum Baumanagement Kiel (KompZ BauMgmt KI) verantwortet 

sämtliche Maßnahmen im Land Schleswig-Holstein zur infrastrukturellen Bedarfsdeckung 

sowie zur notwendigen Beschaffung und Widmung von Flächen, die für die Bw benötigt 

werden. Im Hinblick auf die notwendige Erweiterung des Marinestützpunktes Kiel Wik und 

die Errichtung von Marineinfrastruktur in Holtenau Ost wurden die in den Anlagen 2 und 3 

angeführten Wirtschaftseinheiten durch das KompZ BauMgmt KI mitbetrachtet, um im 

Zusammenwirken mit der BImA mögliche Kompensationsflächen für den Ausgleich von 

bisher überplanten Flächen der LHK zu bewerten, die für die Realisierung der militärischen 

Bauprojekte benötigt werden. 

Die Freigabe der Liegenschaft Feldstraße 234 ist erst möglich, wenn für die dort derzeit 

untergebrachten Dienststellen eine Ersatzinfrastruktur geschaffen wurde. 

Darüber hinaus setzt das KompZ BauMgmt KI die Realisierung der abgestimmten ZIMI-

Maßnahmen im dafür vorgesehenen Regelverfahren um. Mit besonderem Augenmerk 

werden die Maßnahmen unterstützt, die aufgrund der Baumaßnahmen der Bw Einfluss auf 

die bisherigen Planungen der LHK nehmen und im Zusammenhang mit der Realisierung der 

Hafenanlage stehen oder durch diese Baumaßnahme direkt beeinflusst werden (u. a. zweite 

Erschließung B503) und von militärischem Interesse sind.  

2.2.5 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

Die BImA ist Eigentümerin zahlreicher Liegenschaften in der LHK. Diese Liegenschaften 

werden aktuell von verschiedenen Bundesdienststellen sowie zu Wohnzwecken und 

anderen Zwecken genutzt. Die BImA unterstützt die Bw dabei, die durch den Ankauf des 

MFG-5-Areals berührten Interessen der LHK zu kompensieren. Dies soll durch die 
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Bereitstellung von Kompensationsflächen, insbesondere für den Wohnungsbau, in der LHK 

und dem Umland erfolgen. 

Mit Festlegung, welche Flächen für die Bw zurückerworben werden müssen und welche 

Flächen als Kompensationsflächen erworben und zur Verfügung gestellt werden müssen, 

übernimmt die BImA die ihr zugeordnete Rolle als Eigentümerin. 

Die Bw unterstreicht, im Rahmen der zu führenden Abstimmungen, bei Vorgesprächen und 

der Erarbeitung der bedarfsbegründenden Unterlagen vollumfänglich zu unterstützen, um 

den Projekterfolg sicherzustellen. 

Die angezeigte Bereitstellung von Kompensationsflächen (Anlagen 2 und 3) umfasst die 

derzeit verfügbaren Flächen der BImA im Stadtgebiet der LHK. In den Steckbriefen ist eine 

Beschreibung dieser Kompensationsflächen (auch im Hinblick auf Altlasten) dargestellt.  

2.2.6 Betroffenheit Dritter  

Die Betroffenheit Dritter wird im weiteren Planungsprozess durch die zu bildenden 

Unterarbeitsgruppen berücksichtigt. Dazu wird die Gesprächsführung zwischen der LHK und 

dem Bund abgestimmt. Der Bund wird nach Finalisierung der Untersuchungen zu 

notwendigen Flächenbedarfen die Verhandlungen über mögliche Zeitlinien und 

erforderliche Kompensationen mit betroffenen Dritten, soweit noch nicht erfolgt, 

aufnehmen bzw. fortsetzen. 

 

3 Arbeitsstruktur und Vorgehen 

3.1 Zur zügigen und einvernehmlichen Erarbeitung von Lösungswegen, sowohl für das Gebiet 

Holtenau Ost als auch das Gebiet im Stadtteil Kiel Wik, haben die Beteiligten eine gemeinsame 

Arbeitsgruppe eingerichtet (AG „Standort-Dialog LHK-Bund“). Mitglieder dieser AG sind: 

• Bundesministerium der Verteidigung (Moderation) 

• Landeshauptstadt Kiel 

• Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

• Marine  

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr  

• Weitere Dienststellen (anlassbezogen) 

3.2 Die AG erarbeitet innerhalb eines festzulegenden Zeitplanes: 

• Quantitative und qualitative Flächenanforderungen aller Beteiligten entlang der in 

diesem LoI festgelegten Zielsetzung, 

• Darstellung der Auswirkungen auf die städtebaulichen Planungen bzw. Möglichkeiten 

der Sicherstellung der städtebaulichen Ziele der Stadt, 

• Identifikation, Bewertung und Priorisierung der zu betrachtenden Flächen,  



-öffentlich- 

10 

• Vorschlag für Transfer- und Kompensationsmodelle (inkl. Bewertung, Zeitplan, 

Meilensteine), 

• Entwurf von Vereinbarungen zur Umsetzung, z. B. Vertrag, Verwaltungsvereinbarung, 

Rahmenvertrag. 

Hierzu werden Unterarbeitsgruppen eingerichtet, die eine Interessensvertretung aller 

Beteiligten gewährleisten. 

 

4 Lösungsansätze zur Zielerreichung 

Die Beteiligten verfolgen das Ziel, einen angemessenen, nachvollziehbaren und praktikablen 

Ausgleich zu erreichen. Die nachfolgend aufgeführten Lösungsvorschläge dienen einer 

weitestgehenden Umsetzung der Ziele:  

4.1 Die LHK veräußert dem Bund die in ihrem Eigentum befindlichen und von der Bw für 

militärische Zwecke benötigten Flächen im Bereich Holtenau Ost und Kiel Wik (Anlagen 1.1 

und 1.2) zeitgleich mit der Veräußerung der Kompensationsflächen. Eine besondere Rolle 

spielt dabei die notwendige Verlegung des Außenbezirks Kiel des WSA Ostsee. Die LHK stellt 

unabhängig vom Eigentumsübergang die Überlassung des MFG-5-Areals in Aussicht. 

 

Die Beteiligten haben sich darauf verständigt, dass die zeitnahe Verfügbarkeit als ein 

wesentlicher Faktor in die Marktpreisermittlung eingeht, da so u. a. Baupreissteigerungen 

Berücksichtigung finden. Die Marktpreisermittlung findet in enger Abstimmung zwischen 

LHK und BImA statt. 

In diesem gemeinsamen Vorgehen werden unter anderem folgende Faktoren berücksichtigt: 

 

• Rechtlicher Status, 

• Baulicher und technischer Zustand, 

• Planungsrecht, Denkmalschutz, Geh-, Fahrt- und Leitungsrechte, Dienstbarkeiten, 

Widmungen sowie Nutzungsfestsetzungen der verschiedenen Flächen, 

• Erschließung, Baugrund, Altlasten, Schadstoffbelastungen und Rückbaumaßnahmen, 

• Bodenrichtwerte, Gebäudebestand und zeitliche Verfügbarkeit, 

• Vermeidung der weitergehenden Möglichkeit nach Landbeschaffungsgesetz (LBG) und 

des damit verbundenen zeitlichen Verzugs, 

• Zeitliche Verfügbarkeit der Kompensationsflächen. 

Im Weiteren konnte darüber hinaus mit der BImA folgendes Vorgehen bezüglich der 

Veräußerung der Kompensationsflächen abgestimmt werden: 

• Beschränkung auf die Vorlage eines grobkörnigen Nutzungskonzeptes (fachliche 

Einschätzung der Stadtverwaltung zur Ausnutzung anhand von Flächenbilanzen, die mit 

der BImA abgestimmt werden) unter Orientierung an der jeweiligen Nachbarbebauung 

für die Marktpreisermittlung,  
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• Beschränkung auf Nachbesserungsklauseln für ein erhebliches Abweichen vom 

grobkörnigen Nutzungskonzept, 

• Aufnahme einer Erstattungsregelung für die Rückbaukosten bei bebautem Gelände, 

soweit eine Weiternutzung der Bestandsgebäude in der Flächenentwicklung nicht 

vorgesehen ist,  

• Marktpreisermittlungen zu einem festgelegten Stichtag, 

• Möglichkeit für die LHK, die von der BImA zu erwerbenden Flächen zum Zeitpunkt des 

vollständigen wirtschaftlichen Übergangs zu bezahlen, 

• Vereinbarung zur Altlastensanierung in der sogenannten 90/10 Regelung bis maximal 

zur Kaufpreishöhe, 

• Gemeinsame Abstimmung des Vorgehens bei der Feststellung von erheblichen 

überraschenden Altlasten oder festgestellten Gebäudeschadstoffen mit Beschreiben 

der Handlungsmöglichkeiten bei Überschreiten einer zu definierenden 

Unzumutbarkeitsgrenze. 

Darüber hinaus merkt die LHK an, dass sie bei der Rückgabe des MFG-5-Areals im Rahmen 

der Marktpreisermittlung nicht schlechter gestellt werden darf als zum Zeitpunkt des 

Erwerbes. 

4.2 Da die Bereitstellung von Wohnraum ein hochpriorisiertes Ziel der LHK ist, unterstützt der 

Bund die LHK bei der Erreichung ihrer städtebaulichen Ziele im Bereich der 

Wohnraumentwicklung durch:  

 

4.2.1 Die Veräußerung bundeseigener Liegenschaften im Stadtgebiet Kiel, die für den Bedarf 

des Bundes nicht benötigt werden (Anlagen 2 und 3).  

 

4.2.2 BImA-Wohnraumoffensive: Im Rahmen einer laufenden Wohnraumoffensive 

beabsichtigt die BImA bereits jetzt, durch Neubauvorhaben in Kiel und Umgebung zur 

Entlastung des Wohnungsmarktes beizutragen, die im Rahmen der Wohnungsfürsorge nicht 

nur von Bundesbediensteten genutzt werden können, ohne den Haushalt der LHK zu 

belasten. Festzuhalten bleibt dabei, dass diese Wohnraumoffensive der BImA nicht zu einer 

Verdrängung der Wohnraumprojekte der LHK führen soll, sondern diese positiv begleitet.  

 

4.2.3 Eine gemeinsame Realisierung von Wohnungen am Eekbrook südlich des Flugplatzes 

ist denkbar. Das Baugebiet soll dahingehend näher untersucht werden, da sich hier deutliche 

Synergieeffekte im Bereich Altlastensanierung und Erschließung ergeben würden.  

 

4.3 Prüfung einer finanziellen Beteiligung an Verkehrsvorhaben der LHK im Rahmen des ZIMI-

Verfahrens sowie von Maßnahmen, die über das MSGN mitfinanziert werden können. Nach 

Prüfung erfolgt die Umsetzung im dafür vorgesehenen Regelverfahren.  

 

4.4 Die Beteiligten streben den schnellstmöglichen Abschluss der zu verhandelnden 

Rechtsgeschäfte an. Vor dem Hintergrund der bestehenden vertrauensvollen 

Zusammenarbeit der Bw mit der LHK bietet die Umsetzung der hier aufgezeigten 
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Lösungswege die Möglichkeit, die ansonsten notwendige Landbeschaffung im Wege des 

Enteignungsverfahrens nach LBG zu vermeiden.  

 

4.5 Gerade die Berührungspunkte mit Dritten und der Öffentlichkeit bedürfen einer besonders 

eingehenden Betrachtung. Dazu werden durch alle Beteiligten gemeinsame Gespräche mit 

betroffenen Dritten geführt, sofern dies für die Bedarfsdeckung der Bw erforderlich ist. Die 

LHK unterstützt, indem sie mögliche Ausnahmeregelungen im Bauplanungsrecht sowie dem 

Denkmalschutz bei der Schaffung von Ersatzinfrastruktur (z. B. Gebäudehöhe zur 

Reduzierung von Flächenbedarfen) prüft.  

Im Rahmen der bisher geführten Gespräche ist erkennbar, dass die Beteiligten sämtliche 

Anstrengungen unternehmen werden, um die hier dargestellten Lösungsansätze zu 

verwirklichen. 

Die durch die Fachabteilungen der LHK im Rahmen der Zuarbeit vorgebrachten detaillierten 

Anmerkungen bedürfen einer eingehenden Betrachtung. Gleiches gilt für die bereits 

getroffenen Ratsbeschlüsse. Hier ist zu untersuchen, inwieweit die auf einer anderen 

Grundlage getroffenen Entscheidungen in der veränderten Lage zu größtmöglichem Umfang 

umsetzbar sind. 

Die Beteiligten des LoI sichern deshalb zu, themenbezogene Unterarbeitsgruppen 

einzurichten und in diesen Fachbereichsgruppen die Belange der LHK und der Bw sowie 

deren Realisierung zu untersuchen. 

Die Ergebnisse der Unterarbeitsgruppen und die sich daraus ergebenden Handlungsfelder, 

die sich jedoch zwingend an der Bedarfsdeckung der Bw orientieren müssen, sind mit der 

LHK zu gegebener Zeit im notwendigen Beteiligungsverfahren (Ratsbeschluss) abzustimmen.  

Nach aktueller Bewertung werden derzeit folgende themenbezogene Unterarbeitsgruppen 

vorgeschlagen: 

• Anpassung der Flächenumgriffe und Entwicklungsplanung am Übergang MSB zu 

städtischer Nutzung 

• Wertermittlung 

• Natur- und Denkmalschutz 

• ZIMI 

• Belange Dritter 

• Emissionsschutz 

• Struktureller/ materieller Nachteilsausgleich 

 

5 Gemeinsame Leitlinien 

Die Beteiligten bekennen sich zu folgenden Leitlinien: 
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5.1 Gesamtstaatliches Interesse und Bündnisfähigkeit: Das Vorhaben dient der Stärkung 

sicherheitsrelevanter Infrastruktur und der Erfüllung des militärischen Auftrages sowie 

nationaler und internationaler Verpflichtungen. 

 

5.2 Wahrung städtischer Entwicklungsziele: Auswirkungen auf Stadtentwicklung und 

Wohnraumperspektiven sind wesentlicher Bestandteil des LoI. Die Belange Dritter werden 

angemessen berücksichtigt. 

 

5.3 Kooperative Umsetzung: Entscheidungen und Abstimmungen erfolgen partnerschaftlich, 

transparent und lösungsorientiert. 

 

5.4 Pragmatismus vor Perfektion: Es wird eine umsetzbare, funktionsfähige Lösung angestrebt; 

eine „100 % -Ideal-Lösung“ ist nicht Voraussetzung. 

 

5.5 Tempo und Verlässlichkeit: Das Verfahren wird mit klaren Zuständigkeiten und einem 

realistischen, ambitionierten Zeitplan geführt. 

 

6 Erforderliche Schritte zur Umsetzung der Lösungsansätze  

Zur Umsetzung der Lösungsansätze ist die einvernehmliche Klärung der nachfolgenden Punkte 

erforderlich: 

6.1 Hinreichende Bestimmtheit der gegenständlichen Areale im Bereich Holtenau Ost 

einschließlich Boelckestraße, Kiel Wik sowie der bundeseigenen Liegenschaften (z. B. konkrete 

Flurstückangaben, absehbare zeitliche Verfügbarkeit). 

6.2 Zeitgerechte Information betroffener Dritter durch den Bund in Abstimmung mit LHK. 

6.3 Beschreibung und Umsetzungsplanung geeigneter ZIMI-Projekte im Regelverfahren. 

Maßstab ist dabei der militärische (Mehr-) Bedarf. Die sich in Holtenau Ost und Kiel Wik 

anbietenden ZIMI-Projekte werden dahingehend durch eine entsprechende Unterarbeitsgruppe 

geprüft.  

6.4 Verständigung über die Wertermittlung gem. Festlegung (vgl. Ziffer 4.1) in Bezug auf die 

Areale im jeweiligen Rechtsverhältnis. 

6.5 Feststellung und Berücksichtigung von Altlasten, Kampfmitteln und Schadstoffen. Für den 

Bereich Kiel Wik und das Gebiet Holtenau Ost liegen teilweise Untersuchungsergebnisse vor. Für 

die weiteren Flächen wird eine notwendige Betrachtung im Rahmen der 

Veräußerungsvereinbarungen festgelegt. Für Flächen, die von der Bw erworben oder veräußert 

werden, erfolgt die Behandlung von Altlasten nach dem Altlastenprogramm der Bw.  

6.6 Planungsrechtliche Behandlung und Bebaubarkeit der Areale sowie notwendige Wegerechte 

und Dienstbarkeiten werden Bestandteile der notariellen Vertragsvereinbarungen. Dabei 

werden die Ergebnisse der Unterarbeitsgruppen berücksichtigt.  
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6.7 Einigung Grunderwerbsgeschäft(e) mit Dritten durch den Bund, unterstützt durch die LHK.  

6.8 Rückgabe der Flächen der Bw, die auf Dauer nicht zwingend für die Bedarfsdeckung 

erforderlich sind, an BImA. 

6.9 Ausübung des partiellen Erstzugriffs-/ Direkterwerbsrechts durch die LHK für bundeseigene 

Liegenschaften gem. Anlage 2 durch Zweckerklärung unter Vorlage eines vorgenannten 

grobkörnigen Nutzungskonzeptes1 (vgl. Ziffer 4.1). Dieses Recht gilt auch für die der Bw durch 

die LHK bereitgestellten Flächen, die derzeit für die militärische Bedarfsdeckung im Bereich 

Holtenau Ost und Kiel Wik benötigt werden. 

6.10 Die Verlegung des Außenbezirks Kiel des WSA Ostsee von Kiel Holtenau ist aus 

städteplanerischer Sicht notwendig, um die von der LHK gesetzten Ziele zu erreichen. Vor 

diesem Hintergrund war eine Verortung im Bereich der Nordmole des Scheerhafens vorgesehen. 

Dies hätte einschränkende Auswirkungen auf die militärische Nutzung in diesem Flächenareal. 

Deshalb ist der Bund bemüht, eine Kompensationsfläche in Kiel zu erwerben. Sollte die 

Ansiedlung des Außenbezirks Kiel des WSA Ostsee an einer anderen Stelle nicht möglich sein, 

beabsichtigen die Beteiligten auf den zeitgerechten Umzug des Außenbezirks Kiel des WSA 

Ostsee an die Nordmole des Scheerhafens hinzuwirken. Dabei ist die Erschließung über die 

bisherige Straßen- und Wegeführung so zu gewährleisten, dass der MSB nicht betroffen ist. 

6.11 Der Bund ist in Kenntnis der wohnbaulichen Planungen im Umfeld, wie auch auf den 

südlichen Flächen des Standorts des ehem. MFG-5-Areals.  Der Bund unterliegt - ebenso wie alle 

anderen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen - Vorgaben, Regelungen und Gesetzen. 

Im Rahmen der Auftragserfüllung und des Betriebes seiner (künftigen) Liegenschaften hält sich 

der Bund an diese gesetzlichen Vorgaben. Bereits während der Planung der notwendigen 

Infrastruktur werden vorbeugende Maßnahmen im Rahmen des Emissionsschutzes getroffen. 

Im Zuge der Planungen wird die Nähe zu dem geplanten Wohnraum angemessen berücksichtigt, 

so dass insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse für die 

geplante angrenzende Wohnbebauung im Rahmen der Abwägung gewahrt werden.  

 

Zur Vermeidung von Interessenskonflikten sichern sich die Bw und die LHK zu, bereits frühzeitig 

im Planungsprozess die gegenseitigen Projektziele abzustimmen, um so zum einen die geplanten 

Wohnbauvorhaben der LHK in Angrenzung an das MFG-5-Areal und zum anderen die 

notwendigen Bedarfsdeckungen der Bw mit den dabei geforderten militärischen 

Sicherheitsanforderungen und den notwendigen Ausbildungsvorhaben sowie des Betriebes der 

militärischen Liegenschaft in Einklang zu bringen. 

 

 
1 Nach aktuellem Bundeshaushaltsplan 2026 (Haushaltsvermerk 60.3) sowie der Richtlinie der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben zur verbilligten Abgabe von Grundstücken (VerbR) besteht u. a. für Gebietskörperschaften, die 
Möglichkeit, in deren Gebiet gelegene entbehrliche Grundstücke im Wege des Direktverkaufs ohne Bieterverfahren zum 
Verkehrswert zu erwerben, wenn der Grundstückserwerb unmittelbar zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe dient, 
zu der die Kommune / Gebietskörperschaft gesetzlich verpflichtet ist oder die sie auf der Grundlage der jeweiligen 
Kommunalverfassung / Gemeindeordnung des Landes wahrnimmt („Erwerbsberechtigte“, „Erstzugriffsrecht“). Die 
BImA bietet solche Grundstücke zuerst den Erwerbsberechtigten an („Erstzugriff“). Der Gewährzeitraum des 
Haushaltsvermerks Nr. 60.3 reicht bis Ende 2029. 



-öffentlich- 

15 

6.12 Die Bw sichert eine Teilnahme an den notwendigen Abstimmungen mit den für 

Hochwasserschutz zuständigen Behörden im Rahmen der Aufstellung des städtischen 

Hochwasserschutzkonzeptes zu, um die erforderlichen Maßnahmen des Hochwasserschutzes 

bei Küstenhochwasser, unter Berücksichtigung der militärischen Bedarfe, zu ermitteln und zu 

beachten.  

 

6.13 Zur Sicherstellung einer störungsfreien und resilienten Medienversorgung in der 

Liegenschaft ist eine Abstimmung mit den Stadtwerken Kiel (SWK) erforderlich. Die durch die 

LHK angezeigten erforderlichen Abstimmungsgespräche und Energieversorgungsplanungen mit 

der SWK sind für die Bw von besonderem Interesse. 

 

7 Absichtserklärungen der Beteiligten  

Auf Basis des beschriebenen Lösungsansatzes erklären die Beteiligten mit Unterzeichnung 

dieses LoI vorbehaltlich der Zustimmung der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel und 

unter der Voraussetzung einer Klärung der in Ziffer 6 beschriebenen Punkte:  

7.1 Die LHK erklärt, die in ihrem Eigentum befindlichen und für die militärischen Zwecke 

erforderlichen Flächen dem Bund zu veräußern. 

7.2 Die BImA erklärt,  

7.2.1 die von der Bw angeforderten und im Eigentum der LHK stehenden Flächen zu 

erwerben.  

7.2.2 ihre Bereitschaft, als Kompensation für die von der LHK erworbenen Flächen, 

bundeseigene Grundstücke an die LHK zum Erreichen ihrer städtebaulichen Ziele zu 

veräußern. Auf die Besonderheiten der Marktpreisermittlungen wurde unter Ziffer 4.1 

bereits eingegangen. 

7.2.3 die Bereitschaft, im Bereich der Stadt Kiel bundeseigene Wohnungen im Rahmen ihrer 

Wohnraumoffensive zu errichten und damit die LHK bei der Schaffung von neuen 

Wohnungen zu unterstützen. 

7.2.4 dass die LHK für die zuvor dem Bund verkauften Flächen das vorrangige Rückkaufsrecht 

erhält, für den Fall, dass die Bauvorhaben der Bw nicht realisiert werden bzw. die dafür 

vorgesehenen Flächen nicht mehr für die hier in Rede stehenden Zwecke der Verteidigung 

benötigt werden. 

7.2.5 für die Kompensationsmaßnahmen zugunsten Dritter mit Vorliegen belastbarer 

Planungen die Verhandlungen zum Grunderwerb aufzunehmen, sofern dies erforderlich ist. 

7.3 Die Bundeswehr erklärt,  
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7.3.1 bei der Anforderung der für militärische Zwecke zu erwerbenden Flächen die 

bisherigen städtebaulichen Ziele der LHK für dieses Flächenareal zu berücksichtigen oder, 

wenn nicht möglich, Ausgleichsvorhaben zu unterstützen. 

7.3.2 im Rahmen der Zuständigkeiten des ZIMI-Regelverfahrens und des Verfahrens des 

MSGN geeignete Projekte der LHK zu unterstützen. 

 

8 Gemeinsame Erklärung Landeshauptstadt Kiel und Bund 

LHK und Bw stehen hinsichtlich der militärischen Vorhaben in Kiel seit Mitte 2025 in Verbindung. 

In den bisherigen Gesprächen hat die LHK bekräftigt, diese Projekte zu unterstützen, erwartet 

jedoch auf verschiedenen Ebenen Kompensationen. Der Bund erkennt das Erfordernis eines 

strukturellen und geldwerten Nachteilsausgleichs dem Grunde nach an. Über Zusammensetzung 

und Höhe der dafür erforderlichen Transaktionen wollen LHK und Bund in den nächsten Wochen 

Einigkeit erzielen. Dabei sind neben den haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen des Bundes 

folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

• Für die in Holtenau Ost geplante wohnbauliche Entwicklung und die an beiden 

Standorten etablierten Freizeit- und Erholungsnutzungen, die durch die künftige 

militärische Nutzung nicht mehr möglich sein werden, sieht die LHK Ersatzflächen als 

erforderlich an. Der Bund erkennt diese Erwartung an. In den beigefügten Anlagen 2 und 

3 sind die zur Veräußerung identifizierten Flächen aufgeführt. 

• Über die Bereitstellung von Ersatzflächen hinaus erwartet die LHK auch einen geldwerten 

Nachteilsausgleich für die mit dem Verzicht auf die Entwicklung von Holtenau Ost 

verbundenen ideellen und materiellen Verluste, für den verlorenen Projektaufwand 

(Planungs- und Baukosten, Personalaufwand) und für künftig entgangene Fördermittel. 

• Für die Herstellung des von der LHK geforderten Nachteilsausgleichs kommen aus Sicht 

der Stadt insbesondere folgende Maßnahmen in Betracht: Überlassung bzw. 

Veräußerung von Bundes-Immobilien, die Beteiligung an Investitionen der LHK sowie 

andere unmittelbar finanzwirksame Entlastungen bzw. Ersatzzahlungen und 

Maßnahmen, die dem Bund gestattet sind und die ansonsten durch die LHK oder Dritte 

zu erbringen wären.  

• Den strukturellen bzw. ideellen Nachteilen, die die LHK durch die Veräußerung von 

Holtenau Ost erleidet, steht der strukturelle Mehrwert einer Bundeswehr-Ansiedelung 

sowie von weiteren Investitionen des Bundes im Stadtgebiet gegenüber. Beides soll bei 

der Gesamtbilanzierung des Nachteilsausgleichs Berücksichtigung finden.   

Zusammensetzung und Höhe der strukturellen und materiellen Kompensationen werden in 

noch einzurichtenden Unterarbeitsgruppen näher betrachtet und zeitnah ausgehandelt. Den 

Beteiligten ist bewusst, dass eine Einigung über die zu leistende Kompensation konstitutiv für 

die Erreichung des beschriebenen Ziels ist. 
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9 Kommunikation, Vertraulichkeit und Zuständigkeit 

Die Beteiligten stimmen externe Kommunikation zum Vorhaben grundsätzlich miteinander ab.  

Informationen, die im Rahmen dieses LoI ausgetauscht werden, sind vertraulich zu behandeln, 

soweit keine gesetzlichen Veröffentlichungspflichten bestehen. Als Information der 

Öffentlichkeit wird eine abgestimmte Sprachregelung in schriftlicher Form erarbeitet. Durch den 

Bund wird eine Ansprechstelle eingerichtet, die sich den Rückfragen von Bürgern und 

Betroffenen annimmt. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Inhalte des LoI führen Bund und 

LHK eine gemeinsame zentrale Informationsveranstaltung durch.  
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